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Tages Thema

Projekt „Wahlzeit!“:
Das ist unser Programm
Start Kühle Informationen für heiße Phase

Warum eigentlich die „Wahlzeit!“?
Unsere Zeitung hat dieses Projekt
entwickelt, weil mehrere Studien
zwei interessante Ergebnisse zutage
gefördert haben. Erstens können jun-
ge Leute mit den üblichen Ritualen
der Parteien immer weniger anfan-
gen. Zweitens aber, und das ist span-
nender, sind Jugendliche keineswegs
uninteressiert an politischen Vor-
gängen. Sie wollen sie aber verste-
hen, und sie wollen das Gefühl ha-
ben, dass man sie ernst nimmt, wenn
sie sich dazu äußern. Genau das ist

der Ansatzpunkt für unser Projekt
„Wahlzeit!“. Unser Motto lautet:

Wir machen eine Wahlbe-
richterstattung, die junge

Leute verstehen und
die junge Leute in die

Lage versetzt mit-
zureden.

Das Wahlpaket in der
Zeitung

Tausende Schüler bekommen von
heute an die Rhein-Zeitung und ihre
Heimatausgaben in die Klasse gelie-
fert. Und zwar so lange, bis die neue
Koalition feststeht, die Deutschland
künftig regieren wird. So erleben sie
hautnah die heiße Phase des Wahl-
kampfs, die Wahl am 22. September
und – je nach Ergebnis – die Ver-
handlungen darüber, ob das Land
weiter von CDU/CSU-FDP, SPD-
Grüne oder zum Beispiel von einer
Großen Koalition aus CDU/CSU und
SPD geführt wird.

Das Wichtigste: Verständlichkeit
Mehrere Studien belegen: Viele Ju-
gendliche finden die Politikersprache
oft abgehoben. Politikern wird gar
unterstellt, dass sie oftmals mit Ab-
sicht so unverständlich reden. Des-
wegen haben wir mithilfe der sozia-
len Netzwerke junge Lektoren ge-
sucht, die unsere Wahlberichterstat-
tung auf Verständlichkeit prüfen.

23. August:
Rund um die Wahl
Die Ausgabe am Frei-
tag hat es in sich. Dort
finden Sie ein dickes Informations-
paket zum Start in die Schlussphase
des Wahlkampfs. So stellen wir die
Spitzenkandidaten vor – im Bund
und in Rheinland-Pfalz. Außerdem
erfahren Sie, welche Parteien zur
Bundestagswahl antreten und wie
der Bundestag gewählt wird. Wir er-
klären die Wahl: Welche Wahlkreise
gibt es und wer sind die Kandidaten
für die Direktmandate, also jene Kan-
didaten, die bei einer Mehrheit di-
rekt in den Bundestag einziehen.

Die politischen Inhalte
Jugend und Familie, Bildung und
Ausbildung, Arbeit und Soziales: Auf
insgesamt zehn Extra-Seiten werden
wir in den kommenden Wochen vor
der Wahl politische Problemfelder
beleuchten, die die nächsten Jahre
bestimmen werden. Die Bundesiniti-
ative U18-Wahlen hat die jeweilige
Haltung der Parteien zu diesen The-
men jugendgerecht aufbereitet, dazu
haben wir Reportagen vorbereitet
über Aspekte, die junge Leute be-
sonders interessieren dürften.

Die Promi-Interviews
Ein wichtiger Baustein sind insge-
samt zehn multimedial aufbereitete
Interviews mit prominenten Bundes-
politikern, an denen immer auch
zwei Schülerreporter einer Schule
teilnehmen werden. Zugesagt haben
bereits Gesundheitsminister Daniel
Bahr (FDP), und Bildungsministerin
Johanna Wanka (CDU) oder Grünen-
Parteichef Cem Özdemir. Die Inter-
views sind nicht nur in der Zeitung
nachzulesen, sondern werden per Li-
vestream auch im Internet übertra-
gen und per Video dokumentiert.
Weitere Details dazu finden Sie auf
dieser Doppelseite unten links.

Juniorwahl
Mehr als 50
Schulen im RZ-
Land nehmen
an dieser bundes-
weiten Aktion teil. Wie
sich die Schulklassen
dort auf den „Wahl-
akt“ vorbereiten
und was sie im Un-
terricht alles mit
dem Thema Wahl
anstellen, bietet
reichlich Stoff für
unsere Zeitung.

Schüler in Aktion
Schüler und Lehrer
sind aufgefordert, sich auch mit au-
ßerschulischen Aktionen der Wahl zu
nähern. Viele Anregungen bietet die
in Berlin ansässige Bundesinitiative
U18-Wahlen. Details dazu: siehe Text
ganz rechts.

Das Extra-Journal
Am Samstag, 14. September, er-
scheint ein„Wahlzeit!“-Journal, das
wir komplett den Aktionen der teil-
nehmenden Schulen widmen wollen.

„Wahlzeit!“ online
Schulen haben auch die Möglichkeit,
ihre Aktionen per Fotostrecke und
Video auf Rhein-Zeitung.de zu do-
kumentieren. Details dazu und zu al-
len weiteren Online-Ang eboten: sie-
he ausführlicher Text unten. mr

Auf rhein-zeitung.de sind Sie live dabei
Multimedia Pralles
Angebot zur „Wahlzeit!“
auch im Internet

Noch nie war eine Wahl so stark
vom Internet geprägt wie 2013.
Fast jeder Kandidat und jede Par-
tei versucht sich im Netz zur Bun-
destagswahl am 22. September
besonders positiv darzustellen.
Die Rhein-Zeitung begleitet die
Wahl im Netz mit
einer besonde-
ren Darstellung.
Einstiegspunkt
für Internet-Nut-
zer wird unsere
Seite www.rhein-
zeitung.de/btw13 –
hier bündeln wir al-
le Aktivitäten der Re-

daktion und unserer Leser. Dazu
gehören sämtliche Veröffentli-
chungen zur Wahl – übersichtlich
sortiert und bequem nachlesbar.
Aber es gibt noch mehr.

So planen wir zu unseren In-
terviews mit Politikern in der Re-
daktion in Koblenz Liveübertra-
gungen: Im Web können Zu-
schauer dabei sein, wenn die Ak-
teure sich den Fragen unserer Re-
daktion und unseren Schülerre-
portern stellen. Zuschauer im

Web können live Fragen in
die Sendung schicken. Über
Facebook, Twitter und E-
Mail nehmen wir Hinweise
von Lesern entgegen und

reichen ausgewählte
Fragen an die
Gesprächsrunde

weiter. Das wird
für die Redaktion wie auch

für die Politiker Neuland – der
„Leserbrief 2.0“ wird Realität.
Und: Sämtliche Videos sind noch
im Nachhinein abrufbar, ebenso
wie die Reaktionen aus dem
Web. Mehr dazu finden Sie im
Text links unten auf dieser Seite.

Daneben öffnen wir rhein-zei-
tung.de für Fotos von Schulen,
die ihre Projekte mit Bildern do-
kumentieren wollen. Wir bieten
eine Seite, auf der Bilder hoch-
geladen werden können, die mit
der Wahl zu tun haben. Auch ge-
plant: eine Seite, auf der die So-
cial-Media-Aktivitäten der Kan-
didaten versammelt sind. Wir
wollen alle Tweets von Bundes-
tagskandidaten aus der Region
zusammenstellen. So ergibt sich
ein neues Bild der Aktivitäten.

Wem das alles zu viel ist, dem
bieten wir auf rhein-zeitung.de

den erprobten Wahl-O-Mat.
Schüler und natürlich auch Er-
wachsene können zu 25 politi-
schen Positionen ihre
eigene Haltung in den
Computer eintragen.
Unser Server ver-
gleicht dann die ge-
nannten Antworten
auf aktuelle politi-
sche Fragen mit den
Positionen der Par-
teien – und nennt
dann jene Partei, mit
der es die meisten Übereinstim-
mungen gibt.

Dazu bieten wir auch wieder
ein Angebot mit Abgeordneten-
watch, einer Seite, die Politiker
kritisch durchleuchtet. Leser
können den Abgeordneten Fra-
gen stellen und nachverfolgen,
wie sie auf Fragen anderer re-

agiert haben. Für die Meinungs-
bildung ist dies besonders hilf-
reich. Ein Spiel darf auch nicht

fehlen. In unserer
Wahlwette können Le-
ser auf den Ausgang
der Bundestagswahl
tippen. Gemeinsam
mit anderen Tages-
zeitungen in Deutsch-
land veranstalten wir
eine Abstimmung,
welche Partei wie viel
Prozent der Wähler-

stimmen bekommt. Aus allen ab-
gegebenen Stimmen ergibt sich
ein Durchschnitt der Erwartungen
– der nach allen bisherigen Spie-
len dieser Art erstaunlich genau
am Endergebnis liegt. Schauen
Sie nach auf www.rhein-zei-
tung.de/btw13. Oder nutzen sie
den obigen QR-Code. msc

Unsere Partner: U 18
und Juniorwahl
Projekte Jugendliche geben ihre Stimme ab

Von unserem Reporter
Stefan Hantzschmann (25)

Angela Merkel ist 59 Jahre alt
und Peer Steinbrück 66. Wissen
Politiker, die stramm auf das Ren-
tenalter zugehen, wirklich, was
junge Menschen bewegt? Zu-
mindest können sie es herausfin-
den. Denn auch unter 18-Jährige
haben die Wahl, welche Abge-

ordneten sie ab September im
Deutschen Bundestag gern

sehen würden. Das Pro-
jekt U 18 unterscheidet

sich dabei von der
„normalen“ Wahl.
Denn Jugendliche
können auch per In-

ternet abstimmen.
Die U 18-Wahl findet
am 13. September
statt, also neun Tage
vor dem echten
Wahltermin. Die

Ergebnisse laufen in
den wichtigsten Nach-

richtensendungen im
Fernsehen und werden von

renommierten Zeitungen abge-
druckt. So bekommen die Politi-
ker, aber auch die Wähler, die et-

wa eine Woche später das Vo-
tum abgeben müssen, einen
Eindruck, welche Themen und

Parteien die jungen Menschen
in Deutschland interessieren.

An der U18-Wahl können alle
Kinder und Jugendlichen teil-
nehmen, die noch keine 18 Jahre
alt sind. Man kann ein eigenes
Wahllokal anmelden – online. Bei
der U18 Bundestagswahl im Jah-
re 2009 machten 130 000 Kinder
und Jugendliche mit und gaben
ihre Stimme in rund 1000 Wahl-
lokalen ab. Außerdem bietet die
Initiative U18-Wahl (im Internet:
www.u18.org) jede Menge Tipps
für Aktionen, mit denen sich jun-

ge Leute dem Thema Wahl nä-
hern können.

Das Projekt Juniorwahl simu-
liert die echte Wahl an Schulen.
Im Unterricht beschäftigen sich
die Schüler mit dem ganzen poli-
tischen Prozedere. Am Ende des
Unterrichtsstoffes steht aber kei-
ne Klassenarbeit, sondern der
Gang zur Wahlurne. Mehr als ei-
ne halbe Million Wahlbenach-
richtigungen wurden Ende Juli
an die beteiligten Schüler ver-
schickt. An dem Projekt können
alle Schüler ab der siebten Klasse
teilnehmen. Auch die Juniorwahl
(www.juniorwahl.de) setzt auf das
Internet: Rund 80 Prozent der Ju-
gendlichen entscheiden sich da-
für, ihre Stimme online abzuge-
ben. Aber die Papierwahl ist
trotzdem möglich.

In diesem Jahr beteiligen sich
bundesweit mehr als 2260 Schu-

len. Bisher wollen 540 000 Ju-
gendliche ihre Stimme abgeben –
doppelt so viele wie noch 2009.
Und die Zahl steigt noch an. Doch
so langsam hat die Juniorwahl ih-
re Kapazitätsgrenzen erreicht.
„2270 Schulen werden durch öf-
fentliche Gelder finanziert. Jetzt
sind wir auf Spenden angewie-
sen“, sagte die Sprecherin des
Projekts, Anja Rütenik, unserer
Zeitung. Für jede Schule braucht
das Projekt 250 Euro, die vor al-
lem für Materialien und die
Schulbetreuung fällig werden.

Die Juniorwahl soll den Schü-
lern zeigen, wie eine Bundes-
tagswahl funktioniert. „Die
Schüler werden ernst genommen,
bekommen Hintergrundwissen,
können üben und erleben, wie
Demokratie funktioniert“, sagt
Rütenik. Laut einer Begleitstudie
der Universität Bremen zu den
Juniorwahlen 2007 in dem nord-
deutschen Bundesland steigerten
die Diskussionen im Unterricht
zur Wahl die Wahlbereitschaft
der Jugendlichen.

Dirk Eberz

Die 68er – ja, die
sind noch für ihre
Rechte und Inte-
ressen auf die
Straße gegangen.
Das musste ich
mir früher häufig
anhören. Meine
Generation zog es
eher selten auf die
Barrikaden. Kaum jemand aus meinem
Bekanntenkreis hat sich jemals auf eine
Demo verirrt. Politisch interessiert waren
wir trotzdem. Und das gilt auch für viele
Jugendliche heute. Mein Eindruck: Vor
allem das Thema soziale Gerechtigkeit hat
viele politisiert. Finanz- und Eurokrise
betreffen eben alle. Gerade die junge Ge-
neration. Denn sie wird später die Schul-
den der älteren tilgen müssen. Wir be-
leuchten die ökonomischen Hintergründe.

Christian Kunst

Wer wie ich seit
Jahren über Politik
schreibt, der ist
die Phrasen leid.
Deshalb beschäf-
tige ich mich lie-
ber damit, wie
sich die verschie-
denen Generati-
onen ihre Zukunft
vorstellen. Für mich als 41-Jährigen ist es
besonders spannend, mehr über die Jün-
geren zu erfahren, weil sie unsere Gesell-
schaft schon jetzt prägen. Gerade habe ich
mich mit jungen Medizinstudentinnen
unterhalten. Mein Eindruck: Diese Gene-
ration ist engagiert und mutig, aber stellt
die eigene Familie, das eigene Umfeld
über den Beruf. Bei der Wahlzeit will ich
erfahren, wie die Politiker damit umge-
hen, welche Antworten sie darauf geben.

Dietmar Telser

Egoistisch, leis-
tungsbezogen und
ohne jegliches
soziales Engage-
ment: Vor ein
bisschen mehr als
20 Jahren hat man
genau das meiner
Generation vor-
geworfen. Und
heute? Eben. Zumindest bei meinen Re-
cherchen treffe ich offenbar immer auf
die, die es gar nicht geben sollte: Ju-
gendliche, die für etwas auf die Straße
gehen, und junge Menschen, die in ihrer
Freizeit an Hilfsprojekten mitarbeiten und
sich sozial engagieren. Vielleicht hat es ja
etwas mit unserem Job zu tun, vielleicht
aber sollten wir diesmal all die irrlich-
ternden Jugendstudien ignorieren und
einfach mal miteinander sprechen.

Angela Kauer

Die Bundestags-
wahl 2009 war die
erste Bundes-
tagswahl, über die
ich berichtet ha-
be. Wir waren mit
einem Wahlmobil
unterwegs, sind in
Schulen und an
die Uni gefahren
oder haben in Kneipen mit Leuten, die nur
ein bisschen jünger waren als wir selbst,
über Politik diskutiert. Meine Erfahrung
von damals: Null Bock auf Politik hat kei-
ner von euch. Und ihr habt sehr konkrete
Vorstellungen, was falsch läuft, was ihr
anders machen würdet, was ihr wollt und
was Politik leisten muss. Man muss euch
nur zuhören. Ich freue mich auf die
Wahlzeit, weil wir über das berichten
wollen, was euch bewegt.

Pralles Paket für Schul-Wahlecke
Kreativität Landeszentrale für politische Bildung
stellt kostenlos Material zur Verfügung – Mit dem
Wahl-O-Mat die Pause verkürzen

Mal eben in der Pause politische
Programme testen? Oder schnell
nachschauen, wie sich der Bun-
destag zusammensetzt? Dafür
bietet sich eine Wahlecke in ei-
nem öffentlichen Bereich der
Schule an. Die Landeszentrale
für politische Bildung (LpB) in
Mainz hat dafür ein kostenloses
Paket mit Informationsbroschü-
ren und Büchern geschnürt. Wenn
Schulen dazu noch einen Com-
puter aufstellen und dort das Pro-
gramm Wahl-O-Mat aufspielen,
dann ist fast garantiert, dass sich
viele Schülerinnen und Schüler
unkompliziert mit dem Thema
Wahl befassen werden. Mit dem
Wahl-O-Mat kann man auf ein-
fache Weise überprüfen, welches
Parteiprogramm der eigenen po-
litischen Einstellung am ehesten
entspricht.

Das ist drin im Wahlpaket:

Der Deutsche Bundestag
Das Herz der deutschen Demo-
kratie – Die gewählten Mitglie-
der des Bundestags – Fraktionen
– Leitungsorgane des Parlaments
– Die Abgeordneten im parla-
mentarischen Alltag; Taschen-
buch, Berlin 2009, 102 Seiten.
M Bestellnummer 42/101

Wahlen
Warum wählen? Wen wählen?
Wer wählt wen? Und warum?

Schwalbach 2013, Heft, 18 Seiten
M Bestellnummer 42/304

Bundestagswahl 2013
Warum wird gewählt? – Wahl-
recht, Wahlpflicht, Wahlbeteili-
gung – Bedeutung und Funktio-
nen von Wahlen – Gesetzliche
Grundlagen – Wahlrecht in
Deutschland, Bundeszentrale für
politische Bildung (bpb) Bonn
2011, DIN A 4, 16 Seiten
M Bestellnummer 99/431

Wahlen von A bis Z
Mehr als 100 Politik-Begriffe zum
Thema Wahlen verständlich er-
klärt, Landeszentrale für politi-

sche Bildung (LpB), Mainz 2009,
DIN A 6 Heft, 36 Seiten
M Bestellnummer 42/302

Wahlen in Deutschland
Wahlen und Demokratie – Wahl-
system im Vergleich – Wahlen
zum Deutschen Bundestag und
Europäischen Parlament – Wahl-
forschung – Wahlverhalten; Ak-
tualisierte Auflage, Hrsg.: bpb
Bonn 2013, 152 Seiten
M Bestellnummer 42/301

Parlamentarische Demokratie
Information zur politischen Bil-
dung Nr. 295, Hrsg.: bpb Bonn
2007, DIN A 4, 66 Seiten
M Bestellnummer 42/001

Parteiensystem der
Bundesrepublik Deutschland
Information zur politischen Bil-
dung Nr. 292; Hrsg.: bpb Bonn
2006, DIN A 4, 58 Seiten
M Bestellnummer 42/201

Die politische Ordnung in
Deutschland
13. Auflage, München 2011, Ta-
schenbuch, 184 Seiten
M Bestellnummer 41/202

Z Das Wahlpaket können Sie
bestellen unter der Adresse

lpb.versand@politische-bildung-
rlp.de; Der aktuelle Wahl-O-Mat
der Bundeszentrale für politische
Bildung (bpb) steht ab 29. August
zur Verfügung. Unter der Adresse
www.bpb.de/wahl-o-mat kann
man ihn als Offline-Version oder
als App downloaden. Dort gibt es
auch Plakate und Banner. mr

„Hier ha-
ben junge
Menschen
eine
großartige
Möglich-
keit, sich
einzumischen – und
das sollten sie unbe-
dingt tun.“
Prof. Dr. Stefan Sell, Direktor des Ins-
tituts für Bildungs- und Sozialpolitik
bei der Hochschule Koblenz,
Campus Remagen

Nicht nur konsumieren –
selbst mitmachen!

Wiewäre esmit einer eigenen
Wahlaktion?Ob inder Schule oder
in der Freizeit, ob in der Fußgän-
gerzoneoder in der Foto-AG:Die
BundesinitiativeU18-Wahlhat
einen spannendenKatalog zu-
sammengestellt unddabei auch
nötigeMaterialien sowie Zeitauf-
wandaufgelistet. EineAuswahl:

CookandTalk: Politiker kochen
mit Jugendlichen (z.B. im Jugend-
haus) und kommen in lockerer At-
mosphäre insGespräch.

Wahl-TÜV:Werweiß eigentlich
mehr: Jugendlicheoder Erwach-
sene? Teams lassen Fragebögen
ausfüllen undwerten sie aus.

Alles nurBlabla? Schreibtmal eine
Wahlrede!Gar nicht so leicht, sei-
neMeinung für einenöffentlichen
Auftritt zu formulieren.

Wahlprüfsteine: Jugendliche
formulieren ihre Fragen andie
Wahlkreis-Direktkandidaten.

Politiker-Speeddating:Alterna-
tive zur herkömmlichenPodiums-
diskussion

Foto-/Videosafari: Schülergrup-
pen suchen in ihrer Stadt nachden
Bildern einesWahlkampfs .

Wunschbaum: Jugendliche for-
mulierenpolitischenWünsche.

Gestalte einWahlplakat! Ju-
gendliche entwerfenWerbung für
Parteien.Dazu:Diskussionüber
aktuelle Plakate undSlogans

Straßenumfragen: Junge Teams
fragen PassantennachMeinungen
zu Themen– eineAktion zur eige-
nenMeinungsbildung

Stand inder Fußgängerzone:
Jugendlichemachen selbst auf-
merksamauf ihre Themen.

Leute, gehtwählen!Realisierung
eines Video-Werbespots

DiePolittour: Jugendliche spa-
zierenmit Kandidatendurch ihre
Stadt/Gemeinde, zeigen ihre
Themenundkommendarüber ins
politischeGespräch .

GründedeineeigenePartei!
WaswärendeinepolitischenZiele,
wennduentscheiden könntest?
Vertrete deine eigenen Interessen!

Werwird Jugendprojekt-Pate?
Schüler fordern vonDirektkandi-
datenUnterstützung. Ein Beispiel:
Wer engagiert sich für die ersehnte
Skatebahn in der Stadt?

Schulenund Jugendgruppen, die
solche Projekte angehenwollen,
können sichbeiU 18-Wahlenbe-
raten lassen.WendenSie sich an
die ProjektbeauftragteMilena
Feingold in Berlin – perMail unter
info@u18.orgoder telefonisch
unter 030/308 693 51.Oder an
dieU18-Koordinierungsstelle in
Rheinland-Pfalz beim Jugend-
netzwerk Konz,Dominik Schnith/
DietmarGrundheber, Tel.
06501/940 50; E-Mail:
rheinland-pfalz@u18.org mr

Y Mehr zum Aktionskatalog:
ku-rz.de/wahlaktionen

Der „Wahlzeit!“-Kalender

Gut geplant ist halb gemacht:
Hier finden Sie wichtige Termine
unseres Projektes „Wahlzeit!“ auf
einen Blick. Dazu zählen vor allem

die Interviews mit prominenten
Politikern, die wir per Webcam
live im Internet übertragen. Wei-
tere Termine folgen.

10.00 Uhr K. Göring-Eckardt, Grüne

18.30 Uhr J. Wanka, CDU

10.30 Uhr A. Nahles, SPD

10.30 Uhr Daniel Bahr, FDP

10.30 Uhr C. Özdemir, Grüne

10.00 Uhr B. Schlömer, Piraten

Extra-Journal „Wahlzeit!“

17.00 Uhr Sigmar Gabriel, SPD

Unser Spezialangebot:
Schüler treffen Promis
Multimedia Polit-Interviews mit Schülerbeteiligung
sind live im Internet zu sehen – Jetzt bewerben!

Für unser Projekt „Wahlzeit!“ ha-
ben wir eigens ein besonderes In-
terview-Format entwickelt: das
Multimedia-Interview mit Schü-
lerbeteiligung. Schülerinnen und
Schüler bekommen die Gele-
genheit, ihre Fragen direkt an
prominente, bundesweit bekann-
te Politiker zu stellen. Wir haben
zehn Top-Politiker zu Interviews
in die Nachrichtenredaktion un-
serer Zeitung eingeladen – doch
neben den Profis der Redaktion
haben diesmal auch jeweils zwei
Schüler einer Schule die Gele-
genheit, als junge Reporter dabei
zu sein. Mit ihrer persönlichen
Frage im Gepäck, gehören sie
zum offiziellen RZ-Interview-
Team. Schulen, die dabei sein
wollen, können sich per E-Mail
an unseren Stellvertretenden
Chefredakteur Manfred Ruch
wenden – manfred.ruch@rhein-
zeitung.net. Bei mehreren Inte-
ressenten entscheidet das Los.

Aber auch alle anderen
„Wahlzeit!“-Klassen gehen nicht
leer aus. Die Interviews werden
per Livestream im Internet über-

tragen. Die Zeiten werden recht-
zeitig bekannt gegeben. Die be-
reits feststehenden Termine fin-
den Sie im obigen Kalender und
natürlich im Internet. Gleich heu-
te geht es los. Gegen 10 Uhr wird
das Interview mit der Grünen-
Spitzenkandidatin Katrin Göring-
Eckardt unter rhein-zeitung.de/
zu sehen sein. Mit dabei sind
zwei Schülerreporter des Bertha-
von-Suttner-Gymnasiums in An-
dernach (Kreis Mayen-Koblenz).

Zusätzlich können sich alle
Schülerinnen und Schüler per
Twitter (Hashtag #wahlzeit), auf
der Facebookseite RZWahlzeit
oder auch per E-Mail unter wahl
frage@rhein-zeitung.net mit Fra-
gen an die interviewten Politiker
wenden oder über deren Ant-
worten diskutieren. Wir werden
jeweils fünf Fragen davon aus-
wählen, die dann ebenfalls live
beantwortet werden.

Das Interview gibt es natürlich
zum Nachlesen in der Zeitung.
Und: Wir zeigen ein Video mit
den wichtigsten Passagen auf
rhein-zeitung.de. mr

„Die Erst-
wähler sind
nicht die
Wahlfreu-
digsten, das
wissen wir.
Umso
wichtiger, dass man sie
für die Wahl zu gewin-
nen versucht – eine tolle
Aktion der RZ.“

Prof. Thorsten Faas vom Institut Politik-
wissenschaft, Bereich „Empirische Poli-
tikforschung“, an der Johannes Guten-
berg-Universität Mainz

Illustration:
Svenja Wolf

Eure Ansprechpartner

Ihr habt Fragen rund um die
Wahl? Ein Thema interessiert
euch brennend, und wir haben
noch nicht darüber berichtet?
Oder ein Text war so geschrieben,
dass man ihn nicht verstehen
konnte? Dann seid ihr bei unse-
ren Wahlbeauftragten genau
richtig. Unsere Politikredakteure
Dirk Eberz, Angela Kauer, Chris-
tian Kunst und Dietmar Telser
stellen sich hier kurz vor. Ihr er-
reicht sie unter der E-Mail-Ad-
resse wahlzeit@rhein-zei-
tung.net, außerdem über Face-
book (www.facebook.com/
rzwahlzeit) und Twitter (twit-
ter.com/RZWahlzeit). Wahlbe-
auftragte gibt es auch in den Lo-
kalredaktionen. Die Ansprech-
partner findet ihr im Lokalteil.

„Wenn
ich mit-
entschei-
den will,
muss ich
wissen,
welche
Pläne die Parteien ha-
ben. Zum Glück gibt’s
bei uns viele gute Zei-
tungen und Online-Sei-
ten, auf denen ich mich
informieren kann. “

Jörg Schönenborn,
WDR-Chefredakteur
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In der Wied zappelt
kaum ein Fisch
Am Tag des Fischs gilt
es auch, auf die Be-
drohung des Fischbe-
stands in heimischen
Gewässern hinzuwei-
sen. So ist die Wied im
Kreis Neuwied beinahe
leergefischt.
Lokales Seiten 17,23
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WETTER

27º sonnig. Zum
Teil Sonne, dann
auch wieder dichte
Wolkenfelder. Dabei
bleibt es bei 22 bis
27 Grad meist tro-
cken. Schwacher
Nordostwind.
Wetter Seite 32

DAX schließt mit
leichtem Minus
Im Aktienmarkt war
am Mittwoch kaum
Bewegung. Der DAX
verabschiedete sich
mit einem Minus von
0,18 Prozent mit
8285,41 Punkten aus
dem Handel.
Wirtschaft Seite 7

Milliarden sollen
online gehen
Facebook-Gründer
Mark Zuckerberg ver-
folgt mit einer neuen
Allianz ein großes Ziel:
Milliarden Menschen
sollen günstige Inter-
netverbindungen be-
kommen.
Wirtschaft Seite 7

Wikileaks:
35 Jahre Haft
Der Wikileaks-Infor-
mant Bradley Manning
soll für die Weitergabe
vertraulicher Doku-
mente 35 Jahre hinter
Gitter. Bei guter Füh-
rung könnte er früher
wieder frei sein.
Politik Seite 4

Hightech enttarnt
Kunstfälscher
Die Kunst- und Auk-
tionshäuser sind
leidgeprüft: Immer
wieder sitzen sie na-
hezu perfekten Fäl-
schungen auf. Doch
auch die Wissenschaft
rüstet auf.
Kultur Seite 27

Online

Informieren Sie sich
schnell und immer aktuell
über Nachrichten aus der
Region und der Welt auf:
www.rhein-zeitung.de

Auch hier können Sie mit uns
Kontakt aufnehmen:
twitter.com/rheinzeitung
facebook.com/rheinzeitung

UNABHÄNGIGE TAGESZEITUNG – SEIT 1946

Rasselstein-Aus ist ein
Schlag ins Kontor für
die ganze Region
Fraktionsvorsitzende empört. Seite 17

www.rhein-zeitung.de

Die Spiele
sind eröffnet

Gamescom in Köln zeigt die
neusten Trends. Tages-Thema

Grüne Woche
künftig ohne
Rheinland-Pfalz
Agrarwirtschaft Höfken streicht Messestand –
Opposition, Winzer und Landwirte empört
Von unserer Redakteurin
Ursula Samary

M Rheinland-Pfalz. Die grüne
Landwirtschaftsministerin Ulrike
Höfken bricht plötzlich mit einer
Tradition: Rheinland-Pfalz verzich-
tet 2014 auf einen Messestand bei
der Grünen Woche in Berlin, der
weltgrößten Messe für Ernährung,
Landwirtschaft und Gartenbau.
Damit will sie etwa 250 000 Euro
einsparen. Die Entscheidung gab
Höfken im Agrar- und Umweltaus-
schuss des Landtags
bekannt – ohne jede
Vorwarnung und auch
eher beiläufig, wie die
Vorsitzende Christine
Schneider (CDU) sagte.

Völlig überrascht von
dieser Nachricht wur-
den auch der Präsident
der Landwirtschafts-
kammer, Norbert
Schindler, die Verbän-
de und die Messe Ber-
lin. Das sei ein Affront
gegen den Berufsstand,
heißt es unter Landwir-
ten und Winzern.

Für Schneider und
Schindler ist es voll-
kommen unverständ-
lich, dass die Ministerin
das „Weinland Num-
mer eins“ – so noch Höfkens Wer-
bung bei der Grünen Woche 2013 –
von der weltgrößten Ernährungs-
messe abkoppeln will. „Eine Grüne
Woche ohne Rheinland-Pfalz ist wie
ein Weinfest ohne Wein“, meint die
CDU-Abgeordnete Schneider.

Warum die Grüne Woche der
grünen Ministerin nicht mehr grün
ist, liegt für die Christdemokratin,
den CDU-Bundestagsabgeordne-
ten und Bauernpräsidenten
Schindler sowie den FDP-Landes-
vorsitzenden Volker Wissing auf
der Hand: Die Grüne Woche passe
„ideologisch nicht ins Konzept“.
Aus Schneiders Sicht wird „die tra-
ditionelle Land- und Weinwirt-
schaft immer stärker gegen die
ökologische ausgespielt“. Schindler
schäumt: „Wenn die Grüne Woche

eine Bio-Messe wäre,
würde sie eine Fron-
leichnamsprozession
dahin machen.“ Höfken
bediene nur noch grü-
nes Klientel. Der Libe-
rale Wissing weist Höf-
ken zudem darauf hin,
dass „die rheinland-
pfälzische Wirtschaft
ihre Gewinne nicht mit
dem erzielt, was die
Grünen wollen, sondern
mit dem, was die Kun-
den nachfragen“. Das
Kostenargument lässt
die Opposition ebenfalls
nicht gelten, weil für
„grüne Spielwiesen“
und den „millionen-
schweren Nationalpark
immer genug Geld da

ist“. Die CDU will daher von der rot-
grünen Landesregierung wissen, ob
sie bei weiteren Messen den Rotstift
ansetzt oder nur gezielt bei der
Grünen Woche.

Höfken betont, dass sie beglei-
tend zur Grünen Woche rheinland-
pfälzischen Produzenten bei Dis-
kussionsforen in der Berliner Lan-
desvertretung eine Bühne geben
will und es bei Gemeinschaftsstän-
den bei der ProWein, BioFach oder
Kulinaria bleiben soll. Betroffene
werten dies nicht als Ersatz, auch
ProWein als Fachmesse nicht. Zur
Grünen Woche kommen schließlich
gut 400 000 Endverbraucher. Die
Winzer Axel Seck („Winzer des
Jahres“ aus Rheinhessen) und Tho-
mas Höfer (Burg Layen) fühlen sich
vom Land „allein gelassen“. Wäh-
rend andere Länder wie Bayern ihre
Stände ausbauen, „geht Rheinland-
Pfalz in der Masse unter, statt sich
als Ferienregion und Weinland
Nummer eins vermarkten“.

Forum: Kommentar/Mehr zum
Thema auf Seite 3

Internationale Grüne Woche

Die Internationale Grüne Woche ist
die weltgrößte Messe für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Garten-
bau. Nächster Termin: 17. bis 26.
Januar 2014 in Berlin. 2013 prä-
sentierten sich 1630 Aussteller aus
67 Ländern – auch in Branchendia-
logen. Nach Angaben der Messe
Berlin sind regionale Produkte aus
Deutschland inzwischen in sieben
Hallen zu sehen. Bisher beteiligten
sich 14 Länder, nur Hamburg und
das Saarland nicht. Mit ihnen liefen
aber Gespräche. Andere Länder
weiteten ihre Angebote aus, um
auch touristisch für Lebensgefühl zu
werben. Rheinland-Pfalz teilte sich
zuletzt mit Hessen einen Stand. us

„Wenn die
Grüne Woche
eine Bio-Messe
wäre, würde sie
eine Fronleich-
namsprozession
dahin machen.“
Der Präsident der Land-
wirtschaftskammer, Nor-
bert Schindler

Kompakt

NSU: SPD-Kritik
vor Abschlussbericht
M Berlin. Die SPD wertet die
schweren Versäumnisse bei der
Aufklärung der Neonazi-Mordserie
als „systematisches und flächen-
deckendes Versagen“ der Sicher-
heitsbehörden. Dass die NSU-Ter-
rorzelle über viele Jahre unent-
deckt blieb, sei nicht nur auf eine
Häufung handwerklicher Fehler
zurückzuführen, sondern habe
strukturelle Ursachen. Das sagte
die SPD-Obfrau im NSU-Untersu-
chungsausschuss, Eva Högl. Der
Ausschuss, der rund eineinhalb
Jahre gearbeitet hat, legt heute
dem Bundestagspräsidenten Nor-
bert Lammert (CDU) seinen Ab-
schlussbericht vor.

Die gute Nachricht

Anruf bei Polizei
rettet Seniorin
Es war ohnehin schon eine gute
Tat, im Nachhinein erst recht: We-
gen verdächtiger Geräusche im
Nachbarhaus hat ein Mann in Her-
ten-Bertlich die Polizei alarmiert
und damit eine 82-Jährige aus ei-
ner schwierigen Lage gerettet. Der
Nachbar hatte in der Nacht zum
Mittwoch in dem Haus das Klirren
einer Scheibe gehört. Er ging da-
von aus, dass ein Einbrecher ein-
gedrungen war, berichtet die Poli-
zei. Als die Polizisten eintrafen,
fanden sie jedoch die Seniorin: Sie
war durch eine gläserne Balkontür
gestürzt und konnte sich nicht
selbst befreien.

Gesundheitsminister Daniel Bahr
(FDP): Montag, 26. August, 10.30 Uhr

SPD-Generalsekretärin Andrea
Nahles: Freitag, 23. August, 10 Uhr

SPD-Parteichef Sigmar Gabriel:
Donnerstag, 29. August, 17 Uhr

Grünen-Parteichef Cem Özdemir:
Dienstag, 27. August, 10 Uhr

Piraten-Parteichef Bernd Schlömer:
Freitag, 30. August, 13.30 Uhr

Bildungsministerin JohannaWanka
(CDU): Freitag, 13. September, 18 Uhr

Klaus Ernst, Vorsitzender Linkspar-
tei: Mittwoch, 4. September, 11 Uhr

Sie wollen mit Schülern sprechen
Interview Spitzenpolitiker
hautnah erleben

Im RZ-Land ist „Wahlzeit!“. Tau-
sende von Schülerinnen und Schü-
lern verfolgen hautnah unser Pro-
jekt, den Wahlkampf zur Bundes-
tagswahl am 22. September für jun-
ge Leute greifbar und verständlich
zu präsentieren. Ein Baustein darin

sind zehn Multimedia-Interviews
mit Spitzenpolitikern, zu denen wir
jeweils zwei Schüler von einer
Schule als Gesprächspartner ein-
laden. Die Interviews werden per
Livestream ins Internet übertragen,
Fragen aus dem Netz an die Po-
litiker sind ebenfalls möglich.
In der Zeitung werden die Ge-
spräche als Sonderseiten ab-
gedruckt. Den Anfang machte

am Dienstag die Grünen-Spitzen-
kandidatin Katrin Göring-Eckardt.
Auf dieser Seite finden Sie die wei-
teren geplanten Termine. Schulen,
die mit einem Schülerpaar dabei
sein wollen, können per Mail beim

stellvertretenden Chefredakteur
Manfred Ruch ihr Interesse an-
melden. Die Adresse lautet:
manfred.ruch
@rhein-zeitung.net

Für die Union läuft die Suche nach
einem weiteren Gesprächspartner.

FDP-Fraktionschef Rainer Brüderle:
Mittwoch, 11. September, 9.30 Uhr

Griechenland-Hilfe:
Kritik an Merkel
M Berlin. In der Debatte um das
angekündigte neue Hilfspaket für
Griechenland wirft der SPD-He-
rausforderer Peer Steinbrück
Kanzlerin Angela Merkel eine ge-
scheiterte Europa-Politik vor. „Das
ist das indirekte Eingeständnis,
dass das bisherige Krisenmanage-
ment gescheitert ist“, sagte Stein-
brück. Immerhin führe aber Bun-
desfinanzminister Wolfgang
Schäuble die Bürger nicht länger
hinter die Fichte. „Es war immer
klar, anders als Frau Merkel uns
weismachen wollte, dass Deutsch-
land zur Kasse gebeten wird“,
sagte Steinbrück. „Dann sollte un-
sere Unterstützung aber nicht in
einem riesigen schwarzen Loch
landen, sondern Wachstumsim-
pulsen und dem Abbau der Ju-
gendarbeitslosigkeit dienen.“
Grünen-Fraktionschef Jürgen
Trittin sprach von einem „Täu-
schungsmanöver“ der Regierung.
Der SPD-Chefhaushälter Carsten
Schneider kündigte an, Schäuble
vor den Haushaltsausschuss des
Bundestages zu laden.

Forum: Interview mit Steinbrück
Mehr auf Wirtschaft

Umfragen sehen Schwarz-Gelb vorn
Bundestagswahl Forsa und Allensbach errechnen Vorsprung für Regierungskoalition
M Berlin. Viereinhalb Wochen vor
der Bundestagswahl können sich
CDU/CSU und FDP Hoffnungen
auf eine Fortsetzung ihrer Re-
gierung machen. In der jüngsten
Forsa-Erhebung bauen sie ihren
Vorsprung vor SPD, Grünen und
Linkspartei aus. In dem Wahl-

trend von „Stern“ und RTL kom-
men Union und FDP zusammen
auf 47 Prozent und liegen damit
4 Punkte vor SPD, Grünen und Lin-
ker, die zusammen 43 Prozent er-
reichen. Das Institut für Demos-
kopie Allensbach ermittelte für
die „Frankfurter Allgemeine Zei-

tung“ 1 Vorsprung von nur ei-
nem Punkt. Die Union kommt dem-
nach zurzeit auf 39 Prozent, die
FDP auf 7. Rot-Grün allein liegt
bei 38 Prozent: Das wären der-
zeit 24,5 Prozent für die SPD
und 13,5 für die Grünen. Die Lin-
ke liegt bei 7 Prozent.
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Die zehn dicksten
Brocken für die
nächste Regierung
Zukunft In den
nächsten Jahren steht
Deutschland vor
großen Aufgaben

Energiewende: Sie gehört zu den
Superbaustellen. Denn bis 2022
werden alle Atomkraftwerke ab-
geschaltet. Aber: Privathaushalte
und Wirtschaft brauchen bezahl-
baren Strom, auch wenn keine
Sonne scheint und kein Wind
weht. Und: Das Geld, mit dem er-
neuerbare Energie gefördert wird
– die sogenannte Ökostromum-
lage – belastet den Preis. Der
Strompreis für die Privatpersonen
steigt, obwohl der Preis an der
Strombörse sinkt und sinkt.
Ökostrom muss teil-
weise verschenkt
werden, weil der
Markt gesättigt ist.
Deshalb drohen
Stromriesen bereits
damit, Kohle- und
Gaskraftwerke vom
Netz zu nehmen. Da-
mit könnten aber
Engpässe in der Versorgung dro-
hen. Viele Verbraucher und Teile
der Wirtschaft kritisieren daher
die Energiepolitik. Deshalb muss
der Bund die auch von der EU kri-
tisierten Umlagen ordnen. Er
muss aber auch mit den Ländern
klären, wie sich der Bau von
Stromleitungen, Speicherkapazi-
täten und Windparks koordinie-
ren lässt – wirtschaftlich wie öko-
logisch. Der deutsche Industrie-
strom ist heute schon um ein Viel-
faches teurer als beispielsweise
der französische. Deshalb besteht
auch die Gefahr, dass Unterneh-
men (und damit Arbeitsplätze)
abwandern.

Schiene und Straßen: Staus auf
der Autobahn, Chaos auf dem
Mainzer Hauptbahnhof: Eine
Dauerbaustelle für Bund und
Länder bleibt die Mobilität. Die
Bahn muss dringend in Personal
und Technik investieren. Zudem
erwarten die Menschen am Mit-
telrhein, dass endlich massiv in
den Lärmschutz investiert wird,
dass Güterzüge leisere Brems-
klötze erhalten und intensiv nach
einer Alternativstrecke gesucht
wird. Denn das Mittelrheintal
droht am krank machenden Lärm

zu ersticken. Das Straßennetz
samt seiner vielen Brücken brö-
ckelt unter den Lasten der
Schwertransporte immer schnel-
ler. Nicht nur die Autofahrer-
Lobby, sondern auch Politiker
gehen davon aus, dass allein für
die Instandhaltung der Infra-
struktur pro Jahr 7,5 Milliarden
Euro zusätzlich investiert werden
müssen. An zweckgebundenen
Mitteln mangelt es nicht. Die Ein-
nahmen des Staates aus Mine-
ralöl- und Kfz-Steuer summieren
sich auf rund 45 Milliarden Euro.
Ob eine Pkw-Maut das Problem
löst? Bislang geht lediglich die
CSU davon aus.

Mindestlohn: In Deutschland
haben immer mehr Menschen ei-
ne Arbeit – manche werden aber
so schlecht bezahlt, dass sie al-

lein davon nicht le-
ben können. Ihnen
zahlt der Staat etwas
zusätzlich – sie wer-
den zu sogenannten
„Aufstockern“. Viele
Bürger finden es aber
ungerecht, wenn der
Chef so wenig zahlt.
Außerdem können

Unternehmen die Aufstocker-Re-
gelung ausnutzen, um auf Kosten
der Allgemeinheit an Gehältern
zu sparen. Deshalb wird über ei-
nen gesetzlichen Mindestlohn
diskutiert, den der Chef dann auf
jeden Fall zahlen muss. Im Ge-
spräch sind 8,50 Euro. Ob die
nächste Regierung das festlegt,
hängt vom Wahlausgang ab.
Vielleicht wird auch nur das bis-
herige Modell ausgeweitet, für
bestimmte Berufe jeweils eigene
Mindestlöhne zu vereinbaren.

Bildung/Ausbildung: Vor 40
Jahren hatte die Politik folgende
Idee: Jeder, der wollte, sollte stu-
dieren können. Auch Arbeiter-
kinder, deren Eltern sich das
nicht unbedingt leisten konnten.
Seitdem gibt es im Studium unter
bestimmten Bedingungen Geld
vom Staat, das Bafög. Und heute?
An den Unis gibt es so viele Stu-
denten wie noch nie. Die Hörsäle
sind oftmals überfüllt. Aber Ar-
beiterkinder sind noch immer
sehr selten unter den Studenten.
Außerdem ist noch ein zweites
Problem entstanden: Firmen su-
chen händeringend Auszubil-
dende. Die Politik muss also zwei
Probleme lösen: Sie muss es hin-

bekommen, dass alle, die das
wirklich wollen und dafür ge-
eignet sind, studieren können.
Gleichzeitig muss sie es aber
schaffen, dass Ausbildungsberufe
wieder an Ansehen gewinnen.
Damit sich diejenigen, die eine
Ausbildung machen, nicht wie
zweite Wahl vorkommen.

Fachkräfte: Bei der Bahn in
Mainz sind ein paar Leute krank,
oder sie haben Urlaub – und des-
wegen können Züge nicht mehr
halten? In Zukunft wird es wo-
möglich immer öfter vorkommen,
dass Unternehmen plötzlich
nichts mehr anbieten können,
weil ihnen Mitarbeiter fehlen.
Viele gut geschulte Fachleute,
die den Laden am Laufen halten,
gehen nämlich in Rente. Und zu
wenige junge Leute rücken nach.
Die nächste Regierung muss
dringend Wege finden, dieses
Problem zu lösen. So könnte sie
die Ausbildung attraktiver ma-
chen und es auch ausländischen
Fachkräften leichter machen,
nach Deutschland zu kommen.

Euro-Schuldenkrise: Seit Jah-
ren haben viele Menschen Angst
um ihr Geld. Manche Länder, die
auch den Euro haben, sind so
hoch verschuldet, dass sie jetzt
Hilfe von anderen brauchen. Für
Deutschland als Helfer kann das
noch richtig teuer werden, und
die Bürger befürchten, dass sie es
am Ende irgendwie zahlen müs-
sen. Es kann auch passieren,
dass die Preise plötzlich so stark
steigen, dass der Verbraucher
nicht mehr so viel für sein Geld
bekommt. Die Politiker redeten
längere Zeit nicht mehr so viel
über diese sogenannte Schul-
denkrise und hofften wohl, dass
alles glimpflich ausgeht. Doch
gelöst sind die Probleme in der
Euro-Zone noch lange nicht.

Ärztliche Versorgung: Schon
heute gibt es in Rheinland-Pfalz
einige Kreise, in denen Kranke
sehr weit zu ihrem Arzt fahren
müssen. Dies ist erst der Anfang.
Bis 2019 wird jeder vierte Haus-
arzt in Rente gehen. Und: Für vie-
le Praxen, vor allem in Eifel, Wes-
terwald und Hunsrück, finden
sich nur schwer Nachfolger. Das
liegt auch daran, dass heute fast
70 Prozent der Medizinstudenten
Frauen sind. Viele der Medizi-
nerinnen der Zukunft wollen lie-
ber in einer Stadt leben, weil es
dort aus ihrer Sicht mehr Kultur
sowie bessere Kindergärten und
Schulen gibt. Auch wenn sie auf
dem Land mehr Geld bekämen,
wollen viele junge Frauen dort
nicht arbeiten. Deshalb muss die
Politik nach der Wahl neue Mit-
tel finden, damit für Kranke auf
dem Land die Wege zum Arzt
nicht zu weit werden.

Pflege: Rheinland-Pfalz altert.
Bis 2020 leben hier 26 Prozent we-
niger Menschen im Alter zwi-
schen 35 und 50 und 22 Prozent
weniger zwischen 10 und 20 Jah-
re. Dafür wächst die Zahl der
Menschen zwischen 50 und 65
deutlich: um 27 Prozent. Das liegt
daran, dass in Deutschland unter
anderem wegen der Antibaby-
pille seit den 60er-Jahren weni-
ger Kinder zur Welt gekommen
sind. Immer mehr Menschen
müssen im Alter gepflegt werden.
Doch dafür gibt es derzeit nicht
genug Fachleute. Und viele ver-
dienen nicht viel Geld. Außerdem
können viele Menschen die Pfle-
ge nicht bezahlen. Zwar haben
die Politiker vor einigen Jahren
eine Pflegeversicherung einge-
führt. Doch das Geld aus der Ver-
sicherung reicht oft nicht. Viele
müssen die Hälfte der Kosten aus
eigener Tasche bezahlen. Einen
Mann zu pflegen, kostet im
Durchschnitt bis zu seinem Tod
42 000 Euro. 84 000 Euro sind es
bei Frauen, die im Schnitt länger

leben und deshalb unter Um-
ständen länger gepflegt werden
müssen. Doch die Versicherung
übernimmt im Schnitt nur 33 000
Euro. Die Politik muss jetzt über-
legen, wie Pfleger besser bezahlt
werden und wie sie es Menschen
ermöglicht, sich
Pflege auch leisten
zu können.

Innere Sicher-
heit:

Es ist ein Dilem-
ma: Der Staat muss
seine Bürger be-
schützen und
gleichzeitig garan-
tieren, dass er die
Freiheit Unschuldi-
ger nicht zu sehr ein-
schränkt. Bei der Bekämpfung
von Terrorismus und Kriminalität
stößt der Staat hier regelmäßig
an seine Grenzen. Zwei Ereig-
nisse der vergangenen Jahre prä-
gen die Diskussion. Die rechts-
extreme Vereinigung National-
sozialistischer Untergrund (NSU)
tötete zehn Menschen, ohne dass
Polizei und Geheimdienst sie
stoppen konnten. Und 2011

konnte der erste islamistische
Terroranschlag auf deutschem
Boden am Frankfurter Flughafen
nicht verhindert werden. Sicher-
heitsbehörden fühlen sich den
längst international operierenden
Terroristen und Kriminellen of-

fenbar nicht mehr ge-
wachsen und fordern

deshalb eine Aus-
weitung ihrer Kom-
petenzen. Dazu

gehören eine stär-
kere Videoüberwa-
chung und die vorü-
bergehende Speiche-
rung aller Telefonda-
ten, ohne dass es ei-
nen Verdacht gibt –

die sogenannte Vorratsda-
tenspeicherung. Kritiker halten
dagegen: Die Behörden haben
sehr wohl ausreichende Befug-
nisse, sie setzen sie nur schlecht
um. Im Fall der NSU hat das
schlecht vernetzte deutsche Be-
hördenwirrwarr eine wirksame
Aufklärung verhindert. Das
Grundproblem bleibt: Bürger
müssen den Behörden enormes
Vertrauen entgegenbringen und

erwarten, dass Daten über sie
nur in Ausnahmefällen gesam-
melt werden. Die Hinweise, dass
Auslandsgeheimdienste, wie die
US-amerikanische NSA, längst
ohne Grund Daten deutscher
Bürger sammeln, hat das Miss-
trauen verstärkt.

Bezahlbarer Wohnraum: In
Deutschlands Großstädten und
Ballungszentren wie dem Rhein-
Main-Gebiet wird günstiger
Wohnraum knapp. In den ver-
gangenen Jahren sind die Mie-
ten drastisch gestiegen. Das hat
verschiedene Ursachen: Zum ei-
nen wurden in Städten wie Berlin
ganze Viertel saniert. Das schlägt
sich in den Mieten nieder. Zu-
dem ist die Wirtschaftslage in
Deutschland recht stabil. Die
Vermieter erwarten, dass sie des-
halb mehr Geld verlangen kön-
nen – und tun das auch. Und
dann wurden seit Jahren einfach
keine günstigen Wohnungen ge-
baut. Im Gegenteil: Der Bund hat
die finanzielle Förderung des
Städtebaus massiv zurückgefah-
ren. Jetzt muss er sich etwas ein-
fallen lassen. ank/us/dit/ck/hil

Tages Thema
Wahl-ABC: Die wichtigsten
Begriffe zur Bundestagswahl

K wieKanzlerkandidat:Die
Parteienpräsentierenden

Wählern einenKandidaten, den sie
für kompetent halten, als Bun-
deskanzler die künftige Regierung
zu führen.

L wieLandesliste:Die Parteien
stellen ihre Kandidaten auf

Landeslisten auf. Die anschlie-
ßendeMandatsverteilungmuss
insgesamtdemVerhältnis der auf
die Landesliste entfallenenZweit-
stimmenentsprechen.

MwieMandat:AmtundAuf-
gabeder Abgeordneten

werden alsMandat bezeichnet. Die
Abgeordneten verfügenüber ein
freiesMandat, sie sind also nicht
anWeisungen ihrer Parteien ge-
bunden.

P wieParteien:ZurWahl stellen
sich30Parteien.Nur sie dür-

fendie Landeslisten aufstellen.
Daraus ergibt sich der dominie-
rendeEinfluss der Parteien auf die
Politik. LautGrundgesetz sollen sie
„bei der politischenWillensbildung
desVolkes“nurmitwirken.

S wieSitzverteilung:Grund-
sätzlichwerdendie 598Bun-

destagsmandate entsprechend
dengewonnenenZweitstimmen-
anteilen verteilt. Dabeiwerden
aber nur Parteienmit bundesweit
mindestens 5 Prozent berück-
sichtigt.

Ü wieÜberhangmandate: Sie
entstehen,wenneine Partei in

einemBundeslandper Erststimme
mehrMandatedirekt erobert, als
ihr nachZweitstimmen zustehen.
2013werdendenParteien, die
weniger oder keineÜberhang-
mandate gewonnenhaben, erst-
mals zumAusgleich genau so viele
Mandate zugestanden, dass die
ursprünglichenMehrheitsverhält-
nissewieder hergestellt sind. Folge
dürfte eineVergrößerungdes Par-
laments sein – von jetzt 620auf
möglicherweise umdie700Sitze.

WwieWahlgeheimnis:Der
Wählermuss seinWahl-

recht so ausüben, dass niemand
erkennen kann, fürwener seine
Stimmeabgegebenhat. ImWahl-
lokal gewährleisten sichtge-
schützte Kabinenundgefaltete
Stimmzettel dasWahlgeheimnis.

WwieWahlkabine: In jedem
Wahllokal gibt es eine oder

mehrere davon. Siemuss blick-
dicht sein, immer nur einWähler
darf in der Kabine sein, dort seine
Kreuzchen auf denWahlzettel
machen. Anschließend steckt er
den ausgefüllten Stimmzettel in
dieWahlurne.

WwieWechselwähler : Sie
werdenbesonders heftig

umworben,weil sie sich vonWahl
zuWahl in ihrerGunst immerwie-
der neuorientieren.

Wahl-ABC: Die wichtigsten
Begriffe zur Bundestagswahl

Von„AbsoluteMehrheit“ bis
„Wechselwähler“ –wasman jetzt
wissenmuss.

AwieabsoluteMehrheit:
Mehr als dieHälfte der Stim-

men zu erzielen, das gelang auf
Bundesebenebisher nur CDU/CSU.
Mit der Parole „Keine Experimen-
te!“ kamdieUnion 1957auf 50,2
Prozent.

B wieBriefwahl:AlleWahlbe-
rechtigten könnenauchper

Briefwählen. Ein entsprechender
Antragmuss bis zumFreitag vor der
Wahl gestellt sein.Der Briefmuss
bis zur SchließungderWahllokale
die zuständige Stelle erreichen,
sonst ist die Stimmeungültig.

D wieDirektmandat:Der
Kandidat, der in einem

Wahlkreis diemeisten Erststim-
mengewinnt, ziehtmit einemDi-
rektmandat in denBundestag.
Dies gilt auch,wenn seine Partei
bei denZweitstimmenunter
5 Prozent liegt.

E wieErst- undZweitstim-
men:DieWähler haben zwei

Stimmen.Mit der Erststimme
entscheidet sich derWähler für
einenDirektkandidaten in seinem
Wahlkreis. Gewählt ist die Person,
die diemeisten gültigen Stimmen
erhält. Ihre Zweitstimmegeben sie
für die Landeslistender Parteien
ab. Bei der Sitzverteilung kommen
zunächst die siegreichenDirekt-
kandidaten zumZuge.Die restli-
chenMandatewerdengemäßdem
Wähleranteil der Parteien auf die
Listenkandidaten verteilt.

E wieErstwähler:AmSonntag
dürfen etwa3,5Millionen

Menschenerstmals denBundestag
mitwählen.DieWahlbeteiligung
dieser Erstwähler lag 2005bei et-
wa70Prozent unddamit 7 Prozent
unter demDurchschnitt.

F wieFünf-Prozent-Hürde:
Parteienmitweniger als

5 Prozent der Zweitstimmen zie-
hennicht in denBundestag ein.

GwieGrundmandat:Die
Grundmandatsklausel setzt

die Fünf- Prozent-Hürde außer
Kraft. Gewinnt eine Parteimin-
destens drei Direktmandate, darf
sie gemäßdemZweitstimmenan-
teil in denBundestag einziehen.

Diese Parteien stellen sich zur Wahl

Auf einen Blick: Von Bundeskanzler bis Bundesverfassungsgericht

Der Deutsche Bundestag: Was er macht, wer ihn wählt
Wissen Für Neueinsteiger ganz einfach erklärt: So funktioniert das Parlament in Berlin – Wahl ist allgemein, unmittelbar, geheim und gleich

Wie wird der Bundestag
gewählt?
Die Wahl zu einem neuen Bun-
destag findet in der Regel alle
vier Jahre statt. Sie ist allge-
mein (jeder Deutsche
über 18 Jahre darf
wählen), unmittelbar
(die Politiker werden
direkt vom Volk ge-
wählt), frei (es gibt
keine Beeinflussung
von Außen), geheim
(keiner wird bei der
Wahl überwacht) und
gleich (jede Stimme zählt gleich
viel). Jeder Wähler hat zwei
Stimmen. Mit der ersten wird
eine Person direkt gewählt: ein
Kandidat aus dem Wahlkreis, in
dem der Wähler wohnt. Insge-
samt ist Deutschland dafür in
299 Wahlkreise eingeteilt. Der
Kandidat, der in einem Wahl-

bezirk die meisten Stimmen be-
kommt, wird in den Bundestag
gesandt. So kommt aus jedem
Landesteil Deutschlands min-
destens ein Abgeordneter. Mit

der zweiten Stimme
wird eine Partei ge-
wählt. Diese Wahl er-
folgt völlig unabhän-
gig davon, wem der
Wähler seine erste
Stimme gegeben hat.
Die Zweitstimme ent-
scheidet darüber, wie
viele Abgeordnete ei-

ner Partei in den Bundestag ein-
ziehen. Die Parteien haben da-
für Listen mit Kandidaten auf-
gestellt. Jede Partei, die min-
destens fünf Prozent aller
Zweitstimmen erhält, darf im
Verhältnis ihrer Stimmen Poli-
tiker von dieser Liste in den
Bundestag schicken.

Welche Aufgaben hat
der Bundestag?
Der Bundestag ist das wich-
tigste deutsche Parlament. Dort
sitzen rund 600 Abgeordnete
aus dem ganzen Land. Gleich
zu Beginn einer neuen Wahl-
periode müssen die Volksver-
treter eine ihrer drei wichtigs-
ten Aufgaben erfüllen: einen
Bundeskanzler wählen. Vorher
schlägt der Bundespräsident
den Kanzlerkandidaten der
Partei vor, die entweder alleine
oder in Partnerschaft mit ande-
ren Parteien die meisten Abge-
ordneten stellt. Dieses Zusam-
menarbeiten mehrerer Parteien
in einer Regierung nennt man
Koalition. Alle übrigen Parteien
bilden die Opposition. Danach
hat der Bundestag zwei weitere
bedeutende Aufgaben: Er muss
zum einen die Regierung kont-

rollieren, zum anderen Gesetze
vorschlagen und beschließen.
Die Abgeordneten, aber auch
die Bundesregierung und der
Bundesrat, können neue Ge-

setze vorschlagen. Über diese
Entwürfe berät und diskutiert
der Bundestag drei Mal. Zwi-
schen den Lesungen, wie man
diese Debatten nennt, wird der
Vorschlag in den Ausschüssen
des Bundestages überprüft.
Nach der dritten Lesung wird
dann über das Gesetz abge-
stimmt.

Welche Rolle spielen Parteien?
In den Parteien haben sich po-
litisch gleich gesinnte Bürger
zusammengeschlossen, die ge-
meinsam versuchen, ihre Ideen
umzusetzen. Sie stellen dazu
vor Wahlen aus ihren Reihen
Kandidaten auf und werben für
sie. In Parteiprogrammen ha-
ben sie ihre wichtigsten Vor-
haben aufgeschrieben und ver-
suchen, die Menschen von ih-
ren Zielen zu überzeugen. Nach

einer Wahl schließen sich die
Abgeordneten einer Partei zu
einer Fraktion (fractio = latei-
nisch für Bruchteil) zusammen.
Auch wenn jeder einzelne
Volksvertreter unabhängig ist
und sich nur von seinem Ge-
wissen leiten lassen soll, versu-
chen die Parteien, ihre Fraktio-
nen einheitlich abstimmen zu
lassen. Diesen Umstand nennt
man Fraktionsdisziplin. Kritiker
sprechen auch von einem
Zwang, weil „eigensinnige“
Abgeordnete von der Partei be-
straft werden könnten, indem
sie bei der nächsten Wahl ein-
fach nicht mehr als Kandidaten
aufgestellt werden. Ohne ein-
heitliche Regelungen könnte
aber keine Partei auf Dauer
funktionieren und die Mehr-
heitsmeinung ihrer Wähler und
Mitglieder vertreten.

Blick in den Bundestag
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Wahlen 2009

Insgesamt waren 62 168 489 Menschen
in Deutschland wahlberechtigt. Gewählt
haben letztendlich 44 005 575 Bürger.
Die Wahlbeteiligung war mit knapp 71
Prozent die niedrigste seit Bestehen der
Bundesrepublik Deutschland.

Die Verteilung der Sitze im Bundestag
entspricht dem Anteil der auf die
Parteien abgegebenen Stimmen. Zur
Berechnung der Sitzverteilung wird
die jeweilige Zweitstimmenzahl für
die einzelnen Parteien durch einen
gemeinsamen Divisor geteilt. Die sich
ergebenden Quotienten werden stan-
dardmäßig zu Sitzzahlen gerundet.
Der Divisor wird dabei so bestimmt,
dass die Sitzzahlen in der Summe mit
der Gesamtzahl der zu vergebenden
Mandate übereinstimmen. Daraus re-
sultierte 2009 die Sitzverteilung, wie
sie rechts dargestellt ist.

*Der aktuelle Bundestag hat 620,
statt 622 Mitglieder, da zwei
direkt gewählte CDU-Mitglieder
ausgeschieden sind.

Die Sitzverteilung
620*

Sitze

Schematische Sitzverteilung
im aktuellen Bundestag

Ab jetzt... Demokratie
durch Volksabstimmung

1979
500

national-konservativ
2550

01

Bayernpartei
1946
4687

konservativ-regionalistisch
32 324

03

Bündnis21 RRP
2007
3100

sozial
37 946

05

Bündnis 90 / Die Grünen
1980
59 074

sozial-ökologisch
3 977 125

06

Bürgerrechtsbewegung
Solidarität

1992
1087

christlich-humanistisch
34 894

08

AfD
2013
16000

Euro-kritisch
–

02

Christlich Demokratische
Union Deutschlands

1950
489 896

christlich-demokratisch
13 856 674

09

Christlich-Soziale Union
in Bayern e.V.

1946
153 974

christlich-sozial
3 191 000

10

Die Linke
2007
69 458

demokratisch-sozialistisch
4 791 124

12

Die Republikaner
1983
5959

rechts-konservativ
30 061

15

Die Tierschutzpartei
1993
1031

sozial-liberal
16 887

16

Die Violetten
2001
1068

konservativ-spirituell
5794

17

Familienpartei Deutschlands
1981
617

politische Mitte
17 848

18

Freie Demokratische Partei
1948
63 123

marktliberal
4 076 496

19

Freie Wähler
2009
278

gemäßigt
–

20

Marxistisch-Leninistische
Partei Deutschlands

1982
2300

linksextrem
17 512

21

Nationaldemokratische
Partei Deutschlands

1964
6376

rechtsextrem
768 442

22

Ökologisch-
Demokratische Partei

1981
6286

politische Mitte
105653

23

Partei Bibeltreuer Christen
1989
3706

christlich-konservativ
12 052

24

Partei für Soziale Gleichheit
1997
252

sozialistisch
–

27

Piraten-Partei Deutschland
1997
19 200

progressiv-liberal
–

28

Rentner-Partei-Deutschland
2002
379

sozial
46 770

29

Sozialdemokratische
Partei Deutschlands

1863
489 638

sozialdemokratisch
12 079 758

30

45
3

45
0

173
21

194
21

0
1

68

1

68
67

64
0

146
82

0
16

76

16

76
60

0

93

0
0

93
93

Erststimmen

davon Überhangmandate

Gesamtsitzzahl

Zweitstimmen

Nichtwähler Haben
gewählt

Davon waren

ungültig
gültig

757 575
43 248 000

7129 %

U
N

IO
N

So schnitten die Parteien
2009 ab

Bürgerbewegung pro Deutschland
2005
750

rechtsextrem
–

07

Die Rechte
2012
368

rechtsextrem
–

14

Die Frauen
1995
387

feministisch
1327

11

Partei der Nichtwähler
2011
480

reformistisch, ideologiefrei
–

25

Partei der Vernunft
2009
2000

libertär
–

26

Die Partei
2004
10 000

parodistisch, satirisch
6923

13

BIG
2010
1000

wertorientiert
–

04

Die bunte Republik Deutschland ist eine Parteiendemokratie. Zu den Wahlen zum 18. Deutschen Bundestag treten
30 Parteien mit Landeslisten an. Ein Überblick. Quelle: Main-Post, Rhein-Zeitung

Legende:

= Gründungsjahr

= Mitglieder*

= Politische Richtung

=Erststimmen bei der Wahl 2009
*nach eigenen Angaben
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Tages Thema

Bahr: Der Kassenbeitrag wird steigen
Wahlzeit Bundesgesundheitsminister will Vollversorgung sichern – Alle Versicherten sollen Arztrechnung bekommen

D ie eine ist privat, die an-
dere gesetzlich kranken-
versichert: Trotz ihres

jungen Alters haben die Schüler-
reporterinnen Rabea Ehrlich (16)
und Lena Adams (13) schon einige
Erfahrungen mit dem deutschen
Gesundheitssystem gemacht. Das
beeindruckt auch Bundesgesund-
heitsminister Daniel Bahr (FDP),
den die beiden zusammen mit zwei
RZ-Redakteuren interviewen. Hier
Auszüge aus dem einstündigen
Gespräch, das mit Fragen unserer
Leser per E-Mail, Twitter oder
Facebook angereichert wurde.

Machen wir mal eine Zeitreise ins
Jahr 2030. Zahlt unsere Kasse dann
noch für alle Operationen und Me-
dikamente bei Rückenleiden, Blut-
hochdruck oder einem Hüftleiden?
Dafür kämpfe ich. Denn das macht
das deutsche Gesundheitssystem
aus. Unabhängig vom sozialen
Stand und der Vorerkrankung be-
kommt bei uns jeder das, was not-
wendig ist. Bei Bluthochdruck und
Rückenleiden kann man aber oft
auf Operationen verzichten, indem
man Sport treibt oder die Ernäh-
rung umstellt. Wir müssen auch bei
der Vorsorge ansetzen, um die hö-
heren Kosten einer alternden Ge-
sellschaft zu vermeiden. Dafür ha-
be ich bereits ein Präventionsge-
setz vorgelegt.

Viele Ärztechefs fordern aber, dass
nicht mehr alle Leistungen bezahlt
werden. Was sagen Sie dazu?
Es darf nicht sein, dass bei medizi-
nischen Leistungen ein Unter-
schied nach Alter oder Einkommen
gemacht wird. Jeder muss in
Deutschland die notwendige
Grundversorgung bekommen. Bei-
spiel Rückenleiden: Da kann man
operieren, man kann es aber auch

anders behandeln. Das muss der
Arzt zusammen mit dem Patienten
entscheiden.

Allerdings beklagen die Kassen,
dass zu viel operiert wird.
Es gibt Fehlanreize. Alle Kranken-
häuser werden derzeit dazu ver-
leitet, besonders viel zu operieren.
Diesen Anreiz haben wir kurzfris-
tig weggenommen. Da müssen wir
aber die Strukturen ändern. Ich
will, dass ein Krankenhaus, das gut
und oft operiert, belohnt wird, aber
nicht alle Kliniken dazu getrieben
werden, viel zu operieren.

Ist denn die Vollversorgung künftig
überhaupt noch finanzierbar?
Gesundheit und Pflege kann es
nicht zum Nulltarif geben. In ei-
nem Umlagesystem müssen von
den laufenden Einnahmen die Aus-
gaben gedeckt werden. In einer al-
ternden Gesellschaft mit mehr
Kranken und weniger Beitrags-
zahlern müssen wir deshalb ent-
weder mehr ausgeben oder die
Leistungen streichen. Ich sage: Wir
müssen bereit sein, auch etwas bei-
seitezulegen.

Was wird das konkret für Rabea
und Lena bedeuten?
Die Beiträge werden in den nächs-
ten Jahrzehnten steigen. Es gibt
aber auch Möglichkeiten, die Aus-
gaben zu reduzieren. Wir haben
bei den Arzneimittelausgaben jähr-
lich 2 Milliarden Euro eingespart.

Experten rechnen bald mit einem
Beitragssatz von 25 Prozent.
Das ist völlig unrealistisch. Das
sind Horrorszenarien. Dabei wird
doch unterschätzt, dass auch neue
Arbeitsplätze in der Gesundheits-
wirtschaft entstehen und so Wohl-
stand geschaffen wird.

Müssen wir dafür nicht auch immer
länger arbeiten?
Die Menschen sind heute viel fitter
im höheren Alter. Und viele möch-
ten auch länger arbeiten. Die Ren-
te mit 67 ist richtig, aber sie muss
flexibler sein. Wer schon mit 16 ei-
ne Ausbildung macht, ist ein an-
derer Fall als derjenige, der erst
noch ein Studium macht. Jeder
muss für sich entscheiden, wann er
in Rente gehen will, sofern er die
Grundsicherung erreicht hat.

Rund 300 Milliarden Euro fließen
jährlich ins Gesundheitssystem.
Trotzdem sind viele Patienten un-
zufrieden, weil die Ärzte keine Zeit
für sie haben. Woran liegt das?
Wir arbeiten daran. Die Praxisge-
bühr haben wir abgeschafft, weil
sie zwischen Arzt und Patient stand.
400 Millionen Euro Bürokratiekos-
ten sind so weggefallen. Wenn ein
Patient unzufrieden mit seinem
Arzt ist, kann er wechseln. Das
geht in anderen Ländern nicht.

Warum bekommen Ärzte für Pri-
vatpatienten mehr Geld? Warum
werden sie besser behandelt?
Manchmal bekommen sie auch
mehr Leistungen, die gar nicht nö-
tig sind. Da müssen die Versicher-
ten kritisch nachfragen. Ein Arzt
bekommt für einen Privatpatienten
nicht unbedingt mehr Geld, aber
feste Preise. Das liegt daran, dass
ich als Privatpatient ein direktes
Vertragsverhältnis mit meinem Arzt
habe. Für Kassenpatienten hat der
Arzt hingegen ein Budget, um die
Kosten zu deckeln. Wenn das Bud-
get erschöpft ist und der Arzt trotz-
dem mehr Patienten hat, bekommt
er nicht mehr Geld. Davon wollen
wir weg. Das haben wir für die
Landärzte abgeschafft, weil wir ei-
nen Anreiz schaffen wollten, damit

sich mehr junge Mediziner gerade
hier niederlassen.

Warum passen Sie die Honorare
nicht einfach an?
Das würde sehr teuer werden.

Warum senken Sie die Honorare
nicht auf das niedrigere Niveau ab?
Dann wird die Versorgung der Pa-
tienten schlechter.

Ich bin Privatpatientin und wurde
von einem Facharzt behandelt, der
mir eine Rechnung mitgab. Dort
standen Leistungen, von denen ich
gar nicht wusste, dass er sie er-
bracht hat. Wie kann das sein?
Das ist ein gutes Beispiel dafür,
dass alle Versicherten eine Arzt-
rechnung bekommen sollten. Da-
durch können wir mehr Transpa-
renz und mehr Kontrolle durch die
Patienten schaffen. Die Möglich-
keit gibt es bereits heute schon für
gesetzlich Versicherte. Das ma-
chen allerdings viele nicht. Man
sollte bei Ärzten kritisch nachfra-
gen, weil es ja um das eigene Geld
geht. Ich glaube aber nicht, dass je-
der der 70 Millionen gesetzlich
Krankenversicherten eine Arzt-
rechnung prüfen und eine Kosten-
erstattung bei der Krankenkasse
einreichen kann.

Jeder vierte Arzt im Land geht bis
2019 in Rente. Nachfolger gibt es
oft nicht. Medizinstudenten sind
heute oft Frauen. Sie wollen als
Angestellte Teilzeit arbeiten. Aufs
Land wollen sie meist nicht. Wie
wollen Sie das ändern?
Wir haben einige Anreize ge-
schaffen: Wenn man in die Fläche
geht, bekommt man eine feste Ver-
gütung, muss weniger Nacht- und
Wochenenddienste leisten. Man
muss nicht mehr am Ort wohnen,

wo man als Arzt tätig ist. Heute
kann man also in Koblenz wohnen
und in der Eifel eine Praxis haben.
An einem Punkt sind aber die Län-
der gefordert: bei der Auswahl der
Medizinstudenten. Wir müssen weg
vom Numerus clausus. Am liebsten
würde ich ihn ganz abschaffen.
Mindestens sollten aber andere
Kriterien eine Rolle spielen, zum
Beispiel eine Krankenpflegeaus-
bildung. Bei denen ist es viel wahr-
scheinlicher, dass sie später in die
Fläche gehen. Oder Stipendien-
systeme: Wer einen zusätzlichen
Studienplatz bekommt, verpflichtet
sich, als Arzt fünf Jahre lang auf
dem Land zu arbeiten.

Anderes Thema: Warum sollen
junge Frauen Pflegerinnen werden?
Weil das ein Job mit hoher Ar-
beitsplatzsicherheit ist. Und in dem
Beruf sieht man das, was man be-
wirkt. Und die Menschen sind für
das dankbar, was man macht.

Aber als Pflegekraft wird man
schlecht bezahlt.
Auch mit Pflege kann man gutes
Geld verdienen. Der Beruf ist viel
besser als sein Ruf. Man wird si-
cher nicht reich. Wir haben dafür
gesorgt, dass die Vergütung besser
wird. Das Einstiegsgehalt bei Er-
zieherinnen liegt bei 1900 Euro, in
der Pflege sind es 2400 Euro.

Eine persönliche Frage: Hat Ihre
kleine Tochter Ihren Blick auf die
Politik verändert?
Ich gehe entspannter mit Kritik
um. Denn es gibt Wichtigeres im
Leben.

Das Gespräch führten die Redakteure
Manfred Ruch und Christian Kunst
sowie die Schülerreporterinnen Rabea
Ehrlich und Lena Adams.

Schülerreporterin
Lena Adams (13)

Lena Adams vom
Max-von-Laue-
Gymnasium in
Koblenz ist kein
unbeschriebenes
Blatt, was den
Journalismus be-
trifft. Bereits seit
zwei Jahren macht
sie mit in der Re-
daktion der Schü-
lerzeitung „Die Hupe“ – und hat
durch ihren ersten Bericht sogar so
etwas wie einen kleinen „Medien-
skandal“ ausgelöst. Auch im Ju-
gendrat der Stadt Koblenz sitzt Le-
na. Ihr Berufswunsch steht fest: Sie
will Journalistin werden.

Lena
Adams

Von Koblenz-Niederberg ins Berliner Ministerium
Vita Daniel Bahr wuchs an Rhein und Mosel auf – Stiller Stratege statt lauter Rufer
M Koblenz/Berlin. Kurz vor dem In-
terviewtermin bei der Rhein-Zei-
tung hat Bundesgesundheitsminis-
ter Daniel Bahr (FDP) noch Station
in der Koblenzer Innenstadt ge-
macht: In der Casinostraße betreibt
sein alter Freund aus Kindergar-
tenzeiten, Axel Junge, ein Café.
Dort hält der Tross des FDP-Politi-
kers kurz. Doch Junge ist gerade
nicht da. Also kauft Bahr einen Kaf-
fee und fährt weiter zur RZ.

Der 36-Jährige ist ein echter Ko-
welenzer Schängel, geboren zwar
in Lahnstein, doch aufgewachsen
ist er in einem Reihenhaus im
Stadtteil Niederberg, ehe die Fa-

milie nach der
Kindergartenzeit
gen Münster zog.

2011, als er ge-
rade Gesund-
heitsminister ge-
worden war, be-
suchte er den Kin-
dergarten Son-
nenblume und er-
zählte, wie ihn sein Vater, ein Po-
lizist, einmal mit Blaulicht vom Kin-
dergarten abholte – nur, weil Da-
niel dann sehr stolz war. Als ihn in-
des die Mutter vom Spielplatz mit-
nehmen wollte, schrie er die Nach-
barschaft zusammen – aus Protest.

In seiner Partei gilt der gelernte
Bankkaufmann eher nicht als lau-
tes Sprachrohr, sondern als stiller
Stratege. In den turbulenten Tagen
nach dem Sturz von Parteichef Gui-
do Westerwelle im Frühjahr 2011
riet er seinem Vorgänger als Ge-
sundheitsminister, Philipp Rösler,
doch das prestigeträchtigere Wirt-
schaftsressort zu übernehmen. Dies
sorgte erst für den Aufstieg Bahrs.
Der bekam jedoch auch einen
Dämpfer, als er nach der vorzeiti-
gen Auflösung des NRW-Landtags
im März 2012 sein Amt als Lan-
deschef an Ex-Generalsekretär
Christian Lindner verlor. ck

Daniel Bahr

Fragen aus dem Netz

1 2009 forderte die FDP mehr
Netto vom Brutto. Der Spruch

ist klanglos verhallt. Wieso sollte
man jetzt FDP wählen?
Daniel Bahr:Weil wir in der Le-
gislaturperiode gezeigt haben,
dass wir mehr Netto vom Brutto
erreichen. Der Rentenversiche-
rungsbeitrag ist gesenkt worden,
der Arbeitslosenversicherungs-
beitrag sogar deutlich. Außerdem
haben wir auch die Steuern redu-
ziert, insbesondere für Familien
undmittelständische Betriebe.
Wir haben das Kindergeld und den
Kinderfreibetrag erhöht. Wir ha-
ben nicht so viel erreicht, wie wir
uns vorgestellt haben. Das lag
aber auch an der Schuldenkrise in
Europa, die dazu geführt hat, dass
wir die Haushalte sanieren muss-
ten. Trotzdem haben wir einen
ausgeglichenen Haushalt erreicht.
Jetzt wollen wir weg von neuen
Schulden, wollen sogar Schulden
abbauen. Wir sind die einzige
Partei, die den Soli abschaffen
will. Das wäre eine weitere Fort-
setzung des Mottos „Mehr Netto
vom Brutto“. Noch nie hatte der
Staat so hohe Einnahmen durch
Steuern. Wir haben ein Ausga-
benproblem. Deshalb müssen wir
uns darauf beschränken, was
notwendig und wichtig ist. Das ist
nicht das Geld des Staates, son-
dern das seiner Bürger. Daher
müssen wir auf zusätzliche Steu-
ern verzichten.

2 Bleibt die private Kranken-
versicherung erhalten, oder

kommt eine Einheitskasse?
Das hängt vomWahlergebnis ab.
Wenn die FDP wieder in die Re-
gierung kommt, werden wir die
Wahlfreiheit erhalten. Rot-Rot-
Grün, das ist die Alternative,
würde die Wahlfreiheit abschaf-
fen. Dann würden wir perspekti-
visch zu einer Einheitskasse kom-
men. Ich möchte, dass alle Men-
schen selbst entscheiden können,
wie und wo sie sich versichern
wollen. Das ist meine Vision.
Notwendig ist, dass jeder die
Grundleistung versichert hat. Ich
will nicht, dass junge und gesunde
Menschen sich nicht absichern, so
dass sie die Behandlung bei einer
späteren Krebsbehandlung nicht
mehr bezahlen können. Deshalb
müssen wir die Krankenversiche-
rung weiterentwickeln. Die De-
beka hat eine Öffnungsaktion ge-
startet, die ich sehr gut finde: Alle
Angestellten, die oberhalb der
Beitragsbemessungsgrenze ver-
dienen, können in die private
Krankenversicherung wechseln,
mit begrenzten Risikozuschlägen.
Da wird keine Gesundheitsprüfung
mehr gemacht.

3Warumwerden Sie als privat
versicherter Minister besser

behandelt als Kassenpatienten?
Das werde ich nicht. Bei allen akut
notwendigen Behandlungen – das
zeigen alle Untersuchungen – gibt
es in Deutschland keinen Unter-
schied zwischen Kassen- und Pri-
vatpatienten. Was die Wartezeiten
oder Zusatzleistungen angeht,
hängt es davon ab, wie man sich
versichert. Ich kann nur sagen:
Wenn ich beim Arzt bin, dann
muss ich erst einmal eine halbe
Stunde über Gesundheitspolitik
diskutieren, bis ich überhaupt
dazu komme, mein Wehwehchen
zu benennen.

Das Interview im Netz

Y Das komplette Interview
mit Gesundheitsminister

Daniel Bahr finden Sie im Netz
unter diesem QR-Code oder unter
www.ku-rz.de/2xll

Schülerreporterin
Rabea Ehrlich (16)

Die 16-jährige Ra-
bea Ehrlich macht
seit einem Jahr in
der Redaktion der
Schülerzeitung
„Die Hupe“ mit.
Ihr Berufswunsch:
Sie möchte auf
Lehramt studieren,
und zwar in den
Fächern Englisch

und Deutsch. Die Beziehung zur
Politik wurde ihr in die Wiege ge-
legt. Ihre Mutter ist Bürgermeisterin
in St. Sebastian. Rabea, die sich bei
den Jungsozialisten engagiert, ist –
wie Lena Adams – für ein Wahlrecht
mit 16 Jahren.

Rabea
Ehrlich

Diskutierten mit Bundesgesundheitsminister Daniel Bahr (FDP, Mitte) kontrovers über die Themen Gesundheit und Pflege (von links): die 13-jährige Schülerreporterin Lena Adams, die RZ-Re-
dakteure Manfred Ruch und Christian Kunst sowie die zweite Schülerreporterin Rabea Ehrlich (16). Fotos: Sascha Ditscher
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Wahlzeit extra

Wie ticken eigentlich die Finanzmärkte?
Wirtschaft Euro-Bonds
und Transaktionsteuer
sind große Themen im
Wahlkampf und an der
Börse – Wir haben bei
Händlern nachgefragt

Von unserem Redakteur
Dirk Eberz

M Frankfurt. Der Raum wirkt ver-
lassen. Leere Regale, das Licht ist
gedämpft. Nur wenige Stühle sind
besetzt. Keine Fernsehkamera
schwenkt je in das Hinterzimmer
des Frankfurter Börsenparketts.
„Deshalb ist es hier ein bisschen
unaufgeräumt“, scherzt Marc Re-
nell. Die beiden Mitarbeiter des
Vorstands der Renell Bank wirken
vor einer Wand von Bildschirmen
fast schon etwas verloren in ihrer
Ecke. Doch die Händler genießen
ihr Schattendasein abseits von Be-
suchergruppen und Journalisten.
Niemand muss sich hier in Anzüge
oder Kostüme zwängen. „Wir ha-
ben ja keinen Kundenverkehr“, er-
klärt Marc Renell.

Irgendwie scheint es da zu pas-
sen, dass gerade hier mit Grie-
chenland-Anleihen gehandelt wird.
Renell vertreibt die Wertpapiere in
Frankfurt exklusiv. Nicht immer zu
seiner Freude. Denn derzeit liegen
die Staatsanleihen, mit denen sich
das südeuropäische Land Geld be-
schaffen will, wie Blei in den Re-
galen. Und das, obwohl es zwi-
schen 6 und 8 Prozent Zinsen gibt
– je nach Tageskurs. Zum Ver-
gleich: Für Bundesanleihen wer-
den derzeit nicht mal mickrige 2
Prozent fällig. Doch die Deutschen
haben ihre Schulden bisher immer
brav zurückgezahlt. Griechenland
hingegen ist bekanntlich pleite.
Und wer will so jemandem schon
sein Geld leihen? Also müssen sie
in Sachen Rendite eine Schippe
drauflegen, um Käufer zu locken.

„Die magische Grenze liegt bei
6 Prozent“, erklärt der Händler
Eduardo Quintino. „Alles drüber
ist für den Markt Müll“ – eine
höchst riskante Anlage also. Denn

keiner weiß, ob er sein Geld ir-
gendwann mal wieder zurückbe-
kommt. Die Kunden stehen somit
nicht gerade Schlange. Aber wer
kauft die Anleihen eigentlich?
Grundsätzlich kann das jeder über
die Hausbank tun. Bei Griechen-
land-Papieren sollte er aber Geld
übrig haben – und im schlimmsten
Fall mit einem Totalverlust rech-
nen. „Die Oma ist das eher nicht“,
räumt Quintino ein.

Derzeit wird in der Politik heftig
über Euro-Bonds diskutiert – ein
heißes Wahlkampfthema. Dann
würden wirtschaftlich starke Staa-
ten wie Deutschland für schwä-
chere mitbürgen. Griechenland kä-
me also billiger an Geld heran,
müsste deutlich weniger Zinsen
zahlen. Für die Deutschen würde
es hingegen wohl teurer. „Und sie
müssten mithaften, wenn andere
Staaten in wirtschaftliche Schief-
lage geraten“, sagt Renell. Also
mal wieder der Steuerzahler. Bis-
her profitiert Deutschland sogar
von der Krise. „Wir gelten als si-
cherer Hafen“, sagt der Wertpa-
pierexperte. „Der Staat kommt der-
zeit für fast nichts an Geld ran.“
Und auch die deutschen Aktien-
märkte boomen.

Renell führt uns in einen Sei-
tengang. Das grüne Telefon und
das gleichfarbige Fax versprühen
den spröden Charme der 90er-
Jahre. Kein Stuhl, kein Fens-
ter, kein Tisch. Auf gefühlt
einem Quadratmeter wi-
ckelten die Frankfurter Bör-
senhändler früher ihre Ge-
schäfte ab – im Stehen.
„Drei Stunden ging das ir-
gendwie“, sagt Renell. „Heute
würden die Gewerkschaften wohl

Alarm schlagen.“ Bei fernmündli-
chen Aufträgen galt das gespro-
chene Wort. Ehrenkodex. Danach
stürzten die Händler raus aufs Par-
kett. In dem Gemenge waren auch
pantomimische Fähigkeiten ge-
fragt. Wild gestikulierend, wurden
Zahlen in den Raum geschleudert.
So stellt man sich Börse vor.

Alles Geschichte. Heute geht es
auf dem Parkett, das übrigens viel
kleiner als im Fernse-
hen wirkt, beschauli-
cher zu. „Geschrei
gibt's hier keins mehr“,
sagt Renell. Dafür jede
Menge Kameras. An
den großen Tafeln rat-
tert es längst nur noch
für die Medien. Auf
den Wänden flimmern
die aktuellen Börsen-
kurse von Bombay und
Kuala Lumpur über
kleine Bildschirme.
„Interessiert eigentlich
keinen“, sagt Renell.
Da steht die Show im
Vordergrund.

Hier schlägt es also,
das kalte Herz des
deutschen Kapitalismus
– heute allerdings im
Ruhepuls. Die Kurve
des Deutschen Aktien-
index, die die Ent-

wicklung der 30 größten Unter-
nehmen im Land wiedergibt,

zeigt kaum Ausschläge. Der
Händler Alexander Reitz, der
ebenfalls für die Renell Bank
arbeitet, wirkt tiefenent-
spannt. „Sehr, sehr dünn
heute“, sagt er. Gerade mal

100 000 Aktien hat er bisher ge-
handelt. Klingt nach ziemlich viel.

An Spitzentagen können es aber
auch 10 Millionen sein. „Das sind
die Tage, an denen es Spaß macht.“

Auf sieben Bildschirmen verfolgt
er das Marktgeschehen anhand
von kryptischen Kürzeln und Zah-
lenreihen, die auf den Monitoren
aufleuchten. Dann klingelt es. „Ei-
ne Order“, sagt Reitz. Ein Klein-
anleger will zehn Commerzbank-
Aktien kaufen. Jetzt hat Reitz 15

Sekunden Zeit, um den
Auftrag auszuführen.
Wenige Mausklicks –
und die Aktien wech-
seln den Besitzer.
Wenn's richtig turbu-
lent zugeht, können sich
Händler da schon mal
um ein paar Nullen ver-
tun. Und einen Rück-
gängig-Knopf gibt es
nicht. Gekauft ist ge-
kauft. Alles schon pas-
siert. „Mir zum Glück
nicht“, sagt Reitz. „Aber
Kollegen.“ Da können
schnell mal ein paar
Tausend Euro zusam-
menkommen. „Risiko-
management ist ein
ganz großes Thema bei
uns“, sagt Renell.

Richtig rund ging es
an dem Tag, an dem
Lehman Brothers Kon-

kurs anmeldete und die Finanz-
krise 2008 auslöste. Reitz erinnert
sich genau. „Das war Hektik pur.
Ich wurde mit Verkaufsorders ge-
radezu zugeworfen.“ Die Kurse
sanken ins Bodenlose. Bei seinem
Chef leuchten bei der Erinnerung
indes die Augen. Denn Wertpa-
pierhändler leben davon, dass Be-
wegung im Markt ist. Je mehr, des-

to besser. Bloß kein Stillstand.
Denn sie kassieren bei jedem Klick
über Gebühren mit. Eine Finanz-
transaktionsteuer, die bei jeder Or-
der entrichtet werden müsste und
europaweit bis zu 35 Milliarden Eu-
ro einbringen soll, stößt bei Renell
folglich auf eher verhaltene Be-
geisterung. „Es würde uns nicht so
sehr schaden, weil wir vor allem
Privatanleger betreuen“, vermutet
er. Bei dem Käufer der zehn Com-
merzbank-Aktien würden nur we-
nige Cent fällig. „Aber viele Profis
würden wohl nach London oder
New York ausweichen.“ Dort
stemmt sich die Politik vehement
gegen Regulierungen der Finanz-
märkte. In Frankreich hingegen ist
die Steuer bereits eingeführt wor-
den – „und die Umsätze sind deut-
lich eingebrochen“, sagt Renell.
Kapital kennt eben kein Vaterland.

Befürworter einer solchen Steu-
er wollen vor allem Spekulanten
abschrecken oder zumindest zur
Kasse bitten. Aber wer verbirgt
sich eigentlich dahinter? „Sie sind
auch einer“, sagt Renell, nachdem
ich mich zuvor als Aktionär geou-
tet habe. Erwischt! „Günstig kau-
fen, teuer verkaufen – das ist nun
mal das Grundprinzip des Han-
dels.“ Und wie sieht es bei den
Händlern selbst aus? Alle reich,
wenn man dem gängigen Klischee
glauben will. „Dann wäre ich nicht
mehr hier“, sagt Eduardo Quintino.
Und auch Renell will nicht von ei-
ner Goldgräberstimmung reden.
„Die Zeiten sind vorbei. Die Um-
sätze sind stark gesunken.“ Rund 1
Milliarde Euro wird pro Monat auf
dem Frankfurter Parkett umge-
setzt. Im elektronischen Handel
sind es bereits 80 Milliarden Euro.

Alle Kurse im Blick: der Frankfurter Börsenhändler Alexander Reitz an seinem Arbeitsplatz auf dem Parkett Fotos: Werner Dupuis

Bundestagswahl

Programme im Fokus

Im Rahmen unserer „Wahlzeit!“-
Serie stellen wir die Programme
der wichtigsten Parteien vor. Das
Spektrum des für Jugendliche
aufbereiteten Projekts U 18-
Wahlen reicht dabei von Bildung
bis zur Außenpolitik. Dabei grei-
fen wir in Reportagen spezielle
Themen heraus. Zum Auftakt
geht's an die Frankfurter Börse.

„Wir gelten als
sicherer Hafen.
Der Staat
kommt derzeit
für fast nichts
an Geld ran.“
Der Wertpapierexperte
Marc Renell sieht in der
Euro-Krise auch große
Vorteile für Deutschland.

Von Staatsanleihen bis zur Finanztransaktionsteuer
Glossar Kleiner Kompass durch den Börsendschungel

S taatsanleihen: Mithilfe von
Staatsanleihen verschaffen
sich Länder Geld, um etwa

in Straßen oder Schulen investie-
ren zu können. Kaufen kann diese
Wertpapiere jeder Bürger. Er erhält
dafür Zinsen. Wertpapiere von
Ländern mit einem soliden Staats-
haushalt gelten als eine der si-
chersten Geldanlagen. Die Rendite
ist in diesem Fall oft niedrig, dafür
ist das Risiko sehr gering. Als die
kreditwürdigsten Staaten gelten
Deutschland, die Schweiz, Kanada
und Australien.

Es gibt aber auch zahlreiche Bei-
spiele, wo Staaten ihre Schulden
nicht mehr bedienen konnten und
schließlich den Staatsbankrott aus-
gerufen haben. Länder mit hoher
Schuldenlast müssen höhere Zin-
sen auf ihre Anleihen zahlen, um
an Geld zu kommen, weil sie we-
niger Sicherheit bieten. Jüngste

Beispiele von Zahlungsausfällen
bei Staatsanleihen sind Griechen-
land und Argentinien.

E uro-Bonds: Euro-Bonds
werden derzeit kontrovers
diskutiert. Mithilfe dieser

Anleihen könnten die EU-Staaten
gemeinsam Mittel an den Finanz-
märkten aufnehmen. Das geliehe-
ne Geld würde anschließend zwi-
schen den beteiligten Staaten auf-
geteilt, die auch gemeinsam für
Zinsen und Rückzahlung haften.
Der Vorteil: Besonders Krisenstaa-
ten wie Portugal, Irland, Italien,
Griechenland und Spanien könn-
ten wieder zu erträglichen Zins-
sätzen Kredite aufnehmen. Befür-
worter versprechen sich davon zu-
mindest ein vorläufiges Ende der
Euro-Krise. Der Nachteil: Gegner
befürchten, dass Euro-Bonds Kri-
senstaaten den Druck zu Reformen

und Einsparungen nehmen wür-
den, sodass diese weiter relativ un-
geniert Geld ausgeben könnten.
Zudem dürften die Zinssätze von
Euro-Bonds deutlich über denen
deutscher Staatsanleihen liegen,
was zu erheblichen Mehrausgaben
der Deutschen führen würde.

F inanztransaktionsteuer: Mit
einer solchen Steuer soll
die Finanzbranche an den

Kosten der Wirtschaftskrise betei-
ligt werden. Zudem sollen die An-
reize für Spekulationen gesenkt
und neue Steuermittel erschlossen
werden. 2011 legte die Europäische
Kommission einen entsprechenden
Gesetzentwurf vor. Demnach soll-
ten Geschäfte mit Aktien und An-
leihen mit 0,1 Prozent besteuert
werden. Die EU erhoffte sich davon
Einnahmen von rund 50 Milliarden
Euro, die großteils den Mitglieds-
ländern zugutekommen sollten. Ei-
ne Finanztransaktionsteuer auf EU-
Ebene scheiterte jedoch 2012 am

Widerstand von Großbritannien und
Schweden. Bei der Alternative, die
Steuer nur in der Euro-Zone ein-
zuführen, legten sich Luxemburg
und die Niederlande quer. In ei-
nem neuen Anlauf haben sich elf
EU-Länder für die Steuer ausge-

sprochen – darunter auch Deutsch-
land. Sie soll nun jährlich 30 bis 35
Milliarden Euro einbringen. Frank-
reich hat sie als erster EU-Staat be-
reits eingeführt. In Deutschland
rechnen Experten in diesem Jahr
mit keiner Entscheidung mehr.

Das Parkett der Frankfurter Börse aus dem Blickwinkel der Kameras

SPD
M Förderung des Mittelstands,

unter anderem durch eine
Verknüpfung mittelständi-
scher Unternehmen mit In-
dustriebetrieben

M Stärkere Regulierung der Fi-
nanzmärkte – zum Beispiel
durch strengere Eigenkapi-
talvorschriften für Banken

M Einführung der Finanztrans-
aktionsteuer in Europa

M Festgeschriebenes Maximal-
verhältnis zwischen Grund-
gehalt und Boni bei den Ma-
nagergehältern

Bündnis 90/
Die Grünen

M Schuldenbremse für Banken
M Kontrolle international akti-

ver Banken durch eine euro-
päische Bankenaufsicht

M Stärkung von Mittelstand,
Familienunternehmen und
Selbstständigen

M Anstelle des Bruttoinlands-
produkts Einführung eines
„grünen Wohlstandskom-
passes“: Bemessung von
Wohlstand an Lebensqualität
und Umweltzustand

CDU/CSU
M Verteidigung des Euro durch

alle Euro-Staaten
M Einführung einer europäi-

schen Bankenaufsicht
M Umschuldungsverfahren in-

nerhalb der Euro-Zone für
Staaten, die ihre Schulden
nicht mehr tragen können

M Keine Steuererhöhungen für
die mittelständischen Unter-
nehmen

M Deutschland soll bis 2020
zum digitalen Wachstums-
land Nummer eins in Europa
werden.

Linke
M Einführung einer Finanz-

transaktionsteuer
M Beteiligung der Banken an

den Krisenkosten
M Soziale Rechte sind wichtiger

als Freiheit des Kapitals
M Investitionsprogramm zum

Abbau von Massenarbeitslo-
sigkeit

M Gesetzliche Regelung, um
den Verkauf von Produkten
zu gewährleisten, die unter
menschenwürdigen Bedin-
gungen hergestellt wurden

Piraten partei

M Ablehnung der Finanzierung
von Staatsschulden über die
Europäische Zentralbank

M Europäischer Aufsichtsme-
chanismus gegen „Kreditex-
zesse“

M Stärkung der Rechte der
Menschen in weniger stark
industrialisierten Ländern am
Weltmarkt

M Schutz für alle, die Fälle von
Korruption, Insiderhandel
oder Ethikverstöße öffentlich
machen

FDP
M Stärkung der Finanzierung

für kleine und mittlere Un-
ternehmen

M Unabhängigkeit der Euro-
päischen Zentralbank

M Gemeinsame europäische
Aufsicht für systemrelevante
Banken

M Freier Verkehr von Waren
und Dienstleistungen in der
Europäischen Union

Partei Mensch Umwelt
Tierschutz

M Rettungspakete für die Not
leidenden Staaten Südeuro-
pas auf Höchstsummen und
maximale Zeitspannen be-
grenzen

M Verbot von gleichzeitigem
Mandat in Parlamenten und
Tätigkeit in Vorständen oder
Aufsichtsräten von Unter-
nehmen

Z Quelle: Bundesinitiative
U 18-Wahlen. Mehr Infos

gibt es unter www.u18.org.

Das wollen die Parteien

Heute: Wirtschaft
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